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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Gemäss einer Untersuchung des Bundesamtes für Statistik ist es nun auch in der
Schweiz angebracht, von einer Überfüllung der Strafvollzugsanstalten zu sprechen. Die
Studie macht dafür weniger einen allgemeinen Anstieg der Kriminalität verantwortlich,
als vielmehr demographische und kulturelle Veränderungen in der Bevölkerung. Zum
einen ist die relative Zunahme derjenigen Altersgruppe zu erwähnen, welche seit jeher
die höchste Kriminalitätsrate aufweist (18- bis 29jährige). Die Steigerung der Zahl der
Gefängnisinsassen erklärt sich im weitem durch die auch in diesem Bereich aktivere
Rolle der Frau und durch den Anstieg der Drogendelikte. Dass in den überfüllten
Gefängnissen die Qualität des Strafvollzugs und insbesondere dessen erzieherische
Wirkung leidet, wird von allen Beteiligten anerkannt. Ein Mittel zur Bekämpfung dieses
Zustandes könnte die allgemeine Einführung von Alternativstrafen sein, wie sie
beispielsweise gemeinnützige Arbeitseinsätze darstellen. Heute wird in der Schweiz, im
Gegensatz zu einigen andern europäischen Staaten, diese Art der Strafverbüssung
lediglich Jugendlichen gewährt. Beide Räte überwiesen eine entsprechende Motion
Longet (sp, GE) diskussionslos. Der Bundesrat seinerseits ermächtigte die Kantone in
einer Verordnung zum Strafgesetzbuch, während einer bis 1990 befristeten
Versuchsphase die Limite für die Möglichkeit der Verbüssung von Gefängnisstrafen in
Halbgefangenschaft von drei aufs sechs Monate zu erhöhen. Zudem kann das EJPD die
Kantone ausnahmsweise ermächtigen, andere, vom Gesetz abweichende
Vollzugsformen einzuführen. 1

MOTION
DATUM: 05.12.1985
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies ein Postulat Morniroli (lega, TI) (Po. 94.3076), das die
Übertragung des Strafvollzugs an Private anregt; praktische Erfahrungen mit diesem
System haben bisher v.a. die USA und Australien gemacht. Er stimmte im weiteren auch
der vom Ständerat in der Frühjahrssession verabschiedeten Motion Schmid (cvp, AI) für
eine Verbesserung der Aussagekraft der Kriminalstatistik, namentlich im Hinblick auf
den Anteil ausländischer Straftäter, zu. 2

MOTION
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Gemäss der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), welche die Anzeigen der Polizei bei
den Gerichten – d.h. die ermittelten, aber noch nicht verurteilten Täter – erfasst, hat
die Kriminalität 1997 nochmals stark zugenommen. Nachdem im Vorjahr ein markanter
Anstieg bei den Gewaltverbrechen (namentlich Tötung und Raub) zu verzeichnen war,
nahmen 1997 vor allem die Einbruchsdiebstähle und die Sexualdelikte zu. Der Anteil der
Ausländer am Total der ermittelten Täter überstieg erstmals 50 Prozent. Davon hatte
rund ein Viertel den Wohnsitz nicht in der Schweiz. Diese wachsende Anzahl von
international tätigen ausländischen Kriminellen führte auch zu Vorstössen im
Parlament. Der Nationalrat überwies zwei Postulate von Freund (svp, AR) bzw. Bircher
(cvp, AG) (Po. 97.3171) für eine bessere Überwachung der Landesgrenzen, namentlich
durch eine Aufstockung des Grenzwachtkorps. 3

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER

Der Nationalrat war mit der Änderung einverstanden, welche der Ständerat im Vorjahr
an der Motion von Evi Allemann (sp, BE) bezüglich der Meldepflicht für gewalttätige
Vorgänge vorgenommen hatte. 4

MOTION
DATUM: 31.12.2009
HANS HIRTER

Ebenfalls in Reaktion auf die beiden Mordfälle forderte ein diskussionslos überwiesenes
Postulat Rickli (svp, ZH) einen Bericht über die Entwicklung der Verwahrungspraxis in
der Schweiz seit dem letzten Bericht aus dem Jahr 2007. Die aktuellen Daten sollten die
Basis für die bevorstehende Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches
sein. 5

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN
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Datenschutz und Statistik

Mittels eines Postulats wollte Mathias Reynard (sp, VD) den Bundesrat beauftragen, in
einem Bericht verlässliche Zahlen über sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz und in der
Öffentlichkeit zusammenzutragen. Internationale Studien belegten, dass ungefähr jede
dritte Frau an ihrem Arbeitsplatz sexuell belästigt werde, so der Postulant. Für die
Schweiz fehlten aber aktuelle, flächendeckende Daten, weshalb bei der Untersuchung
des Ausmasses und der Entwicklung dieser Problematik grosser Handlungsbedarf
bestehe. Die Umsetzung vorliegenden Postulats liege zudem im Rahmen der Istanbul-
Konvention, welche von den Vertragsstaaten die Untersuchung aller Formen von Gewalt
gegen Frauen verlange. 
Der Vorstoss wurde in der Wintersession 2018 von Verena Herzog (svp, TG) bekämpft
und anschliessend in der Frühjahrssession 2019 erneut aufgegriffen. Herzog wies in
ihrer Begründung darauf hin, dass es entgegen den Aussagen des eingereichten Textes
sehr wohl aktuelle schweizerische Daten gebe und die entsprechenden Fakten bekannt
seien. Hinter diesem Postulat vermute sie aus diesem Grund vielmehr «Alarmismus und
Profilierung». Ihre Parteikollegin Céline Amaudruz (svp, GE) wies hingegen darauf hin,
dass bestehende Zahlen womöglich verzerrt seien, da nicht alle Opfer sexueller
Belästigung Anzeige erstatteten. In Zustimmung mit letzterer Aussage ergänzte
Innenminister Alain Berset, dass durch die geforderte Prävalenzstudie Diskrepanzen
zwischen der Realität und offiziellen Statistiken aufgedeckt werden könnten. Der
Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm das Postulat mit 93 zu 68
Stimmen an. Während das Ja-Lager fraktionsmässig durchmischt war, bestand das
Nein-Lager ausschliesslich aus Mitgliedern der Fraktionen der SVP und der FDP. 6

POSTULAT
DATUM: 19.03.2019
CATALINA SCHMID

Gemäss der im März 2020 veröffentlichten Kriminalstatistik 2019 waren die
Widerhandlungen gegen das StGB (432'000, -0.2%) sowie gegen das BetmG (75'757,
-0.7%) im Vorjahresvergleich zum siebten Mal in Folge zurückgegangen – wenn auch nur
schwach. Die Zahl ersterer befand sich auf dem tiefsten Stand seit der Statistikrevision
im Jahr 2009. Nachdem die Verstösse gegen das AIG 2018 noch zugenommen hatten,
verzeichnete die PKS 2019 mit 37'024 erfassten Straftaten auch hier eine Reduktion um
3.6 Prozent.   

In der Regel stellen die Vermögensstraftaten den grössten Posten in der PKS dar – so
auch 2019. Mit 286'207 polizeilich erfassten Fällen machten sie rund zwei Drittel der
Widerhandlungen gegen das StGB aus, womit ihre Zahl im Vorjahresvergleich leicht
gesunken ist (-0,8%). In der Kategorie der Straftaten gegen das Vermögen verzeichnete
die PKS 2019 unter anderem beim Diebstahl (ohne Laden- und Fahrzeugdiebstahl; -2%)
und bei den Einbruchdiebstählen (-8%) rückläufige Zahlen, wobei der Polizei im
Durchschnitt 100 Einbrüche pro Tag bekannt waren (2018:106; -6 p.T). Neben einer
beobachteten Zunahme beim Raub (+13.9%) erreichten die Betrugsfälle mit einer
Zunahme von 7,9 Prozent 2019 ihren höchsten Wert seit 2009. Gemäss dem BFS sei
dies unter anderem auch auf den Einfluss der digitalen Kriminalität zurückzuführen.
Seit einigen Jahren zunehmend sind gemäss Polizei zudem Ehrverletzungen und
strafbare Handlungen gegen den Geheim- oder Privatbereich. Im Jahr 2019 betrafen
diese konkret die Verletzung des Geheim- oder Privatbereichs durch Aufnahmegeräte
(+7,0%) sowie Verzeigungen wegen Beschimpfung (+8,5%), wobei letztere den höchsten
Wert seit 11 Jahren erreichten. Die Zunahme bei den Sexualstraftaten um 9.2 Prozent
auf 8'189 Fälle lasse sich durch die Zunahme bei der Pornografie (+56.1%) sowie auch
bei den Vergewaltigungen (+8.5%) erklären, so das BFS. Abnahmen hält die PKS
hingegen bei den Zahlen der sexuellen Handlungen mit Kindern (-10,7%), der illegalen
Prostitution und dem Exhibitionismus (-9,8%) fest. 2019 wurden bei der Polizei
insgesamt 1'531 schwere Gewaltstraftaten angezeigt, womit ihre Zahl im Vergleich zu
2018 um 7.4 Prozent zugenommen habe. Diese Zunahme wird in der PKS mit der
Zunahme bei der schweren Körperverletzung (+8.9%) und bei den Vergewaltigungen
erklärt. Bei den Tötungsdelikten zählt die Kriminalstatistik 161 versuchte (2018: 149; +12)
und 46 vollendete Tötungen (2018: 50; -4). 29 der 46 vollendeten Tötungsdelikte
erfolgten im häuslichen Bereich, wobei es sich in 14 Fällen um innerhalb der
Partnerschaft getötete Frauen und in 9 Fällen um durch Elternteile getötete Kinder
handelte. Besorgniserregend seien diese überdurchschnittlichen Zahlen insbesondere
vor dem Hintergrund der anlaufenden Corona-Pandemie und den Befürchtungen, dass
andauernde Ausgangsbeschränkungen eine weitere Zunahme der häuslichen Gewalt mit
sich ziehen könnten, kommentierte die NZZ. 
Bei den Personen, die mit einem Verstoss gegen das StGB beschuldigt wurden, zeigte
sich im Vorjahresvergleich mit 81'709 Fällen ein Anstieg um rund 1.7 Prozent. Wie das
BFS erklärte, sei diese Erhöhung in absoluten Zahlen auf die Zunahme bei den

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.03.2020
CATALINA SCHMID

01.01.65 - 01.01.21 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



beschuldigten Minderjährigen zurückzuführen (+14.2%), deren Zahl in den beiden
Jahren zuvor abgenommen hatte. Während die Zahl der beschuldigten jungen
Erwachsenen mit einer Reduktion von 2.2 Prozent auf ihrem tiefsten Stand seit der
Statistikrevision 2009 angelangte, erreichten jene der beschuldigten Erwachsenen
hingegen den höchsten Wert seit 2009 (+0.9%). 
Rund die Hälfte der Verstösse gegen das Betäubungsmittelgesetz entfielen 2019 auf den
Konsum von Betäubungsmitteln, die um 3.4 Prozent zurückgegangen waren. Die PKS
verzeichnete beim Handel (-6.5%) sowie beim Abbau und der Herstellung (-16.0%)
Rückgänge, wohingegen der Schmuggel (+36.6%) und der Betäubungsmittelbesitz
(+1.1%) zunahmen. 
Der Rückgang der Straftaten gegen das Ausländer- und Integrationsgesetz im Gesamten
sei damit zu erklären, dass Widerhandlungen gegen zwei Verordnungen der Kategorie
«übrige Straftaten» teilweise nicht mehr erfasst würden, so das BFS, denn «[o]hne
diese Kategorie ergäbe sich keine wesentliche Veränderung gegenüber dem Vorjahr».
Im AIG erfasste die PKS eine Abnahme bei der illegalen Erwerbstätigkeit oder
Beschäftigung (-13.4%) sowie eine Zunahme der rechtswidrigen Einreise oder des
rechtswidrigen Aufenthalts (+2%). 7

Öffentliche Ordnung

A Zürich où l'influence de la gauche radicale allemande s'est fait sentir par le canal de la
« Fortschrittliche Studentenschaft » (FSZ), qui avait invité Dutschke à parler en avril, un
premier incident eut lieu à la sortie d'un concert « pop », qui opposa 500 jeunes à la
police. Accusée de brutalité, la police devint la cible de plusieurs organisations de
jeunesse, dont le FASS (Fortschrittliche Arbeiter, Studenten und Schiller), qui
réclamèrent des autorités la mise à disposition d'un local de discussion autonome pour
la jeunesse. Le Conseil de ville ayant accordé provisoirement les locaux de l'ancien
« Globus », celui-ci fut occupé le 16 juin par ces groupements, après un procès-
simulacre du policier inconnu. La démission des chefs de la police fut demandée par
les occupants, qui posèrent en outre, sous forme d'ultimatum, l'exigence d'un centre
de jeunesse autonome. Cette forme de pression fut très peu appréciée par une partie
de l'opinion qui encouragea, avec succès, le Conseil de ville à résister. Au soir du 29
juin, le « Globus » fut le théâtre d'un nouvel affrontement entre les groupes de jeunes
et la police, qui dégénéra très vite en une bataille rangée au cours de laquelle la
violence seule parla; on compta une quarantaine de blessés, 169 arrestations furent
opérées. L'émeute reprit le lendemain devant les locaux où se trouvaient les détenus.
Le choc produit sur l'opinion fut considérable, et provoqua des réactions aussi
dangereuses que les émeutes elles-mêmes. Les meneurs supposés furent dénoncés et
mis au ban de la société par la presse locale, alors que d'autres voix accusaient la police
d'avoir commis des brutalités inutilement excessives. Le Conseil de ville interdit toute
manifestation et refusa de négocier désormais avec le FASS, la FSZ et le Comité d'action
pour le centre de jeunesse. Un nouveau groupement, le Manifeste zurichois, composé
essentiellement d'intellectuels et de personnalités de profession libérale, se constitua
afin de servir d'intermédiaire entre les jeunes mis à l'écart et les autorités; il désirait
avant tout rompre le mur du silence imposé, craignant l'extension des réactions
défensives incontrôlées et émotionnelles. Quoiqu'il ait obtenu l'appui du « Volksrecht »
socialiste, il se heurta à l'incompréhension de la plus grande partie de l'opinion; peu à
peu, il fut amené à concentrer ses activités sur la défense des manifestants inculpés et
sur la mise en lumière des brutalités policières. Alors que des mesures d'extrême
rigueur avaient été demandées, et prises en partie, contre les manifestants, l'attention
se déplaça au cours de l'automne sur la police, qui faisait de l'obstruction devant les
enquêtes judiciaires dont elle était l'objet. Les enquêtes ouvertes n'avaient pas donné
encore de résultats définitifs à la fin de l'année, mais bien contribué à élargir le fossé
existant entre les fauteurs de désordres et les représentants d'un ordre public
nécessaire. On en était là lorsque, le jour de Noël, un attentat à la bombe eut lieu
contre la caserne principale de la police, vraisemblablement le fait d'un anarchiste.

A Genève, les choses ne prirent pas une telle ampleur. Mais elles illustrent aussi un état
d'esprit propre à la rébellion des jeunes. Leur progression donne l'impression d'un
faisceau convergeant sur la proclamation de l'« unité d'action » des jeunes, étudiants,
collégiens, apprentis. On trouve au départ le mouvement d'opposition aux Journées de
la défense nationale, qui groupa une quinzaine d'organisations de jeunesse récusant les
manifestations au nom de la vocation pacifique et humanitaire de la Genève
internationale. Un deuxième élan de révolte se cristallisa dans un incident qui mit aux
prises, le 4 mai, la police avec des ouvriers espagnols qui protestaient devant leur
consulat contre le régime. La troisième ligne d'opposition est le fait d'étudiants,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.06.1968
FRANÇOIS-L. REYMOND
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organisés en vue de revendiquer une plus large démocratisation des études, et qui
subissent fortement l'influence des événements de Paris. Le 14 mai, une manifestation
organisée pour protester contre les Journées de la défense nationale, et tolérée par les
autorités, dégénéra en bagarre lorsque des manifestants improvisèrent un défilé et se
heurtèrent aux barrages de la police. Devant la fermeté du Conseil d'Etat qui interdit
une nouvelle réunion publique de protestation organisée par les Jeunes socialistes et
l'Organisation (pro-chinoise) des communistes suisses, et relégua celle-ci dans un parc,
une grande assemblée se réunit le 17 mai à l'Université, qui constata l'unité d'action des
jeunes et décida de lutter en commun contre toute forme de répression dans les
études, les apprentissages et l'expression publique des revendications. Le Mouvement
du 17 mai, qui revendiqua pour lui le rôle de la minorité consciente, seule habilitée à
parler au nom de la masse, organisa encore un défilé, le 29 mai, où quelques 1500
jeunes parcoururent la ville en proclamant des slogans qui couvraient tous les aspects
divers de l'action décidée; cette manifestation, très disciplinée, fut tolérée par les
autorités et se déroula sans heurts. Elle fut cependant le signe du déclin du mouvement
qui, disloqué par les vacances, fut incapable, à l'automne, de restaurer l'unité qu'il
incarnait.

La révolte de la jeunesse s'est nourrie en plus de facteurs psychologiques liés à l'état
d'étudiant, de collégien, d'apprenti, c'est-à-dire à un état où l'on participe déjà de la
société comme consommateur, mais sans responsabilités, où l'on est obligé de se plier
à une discipline qui a l'air de ne déboucher que sur l'asservissement à l'appareil de
production. Elle a pris, le plus souvent, sous l'inspiration de théoriciens de la
contestation violente, un tour insurrectionnel, en visant, par-dessus les objectifs
immédiats proclamés, l'ébranlement et la destruction de la société actuelle. Les deux
foyers principaux d'agitation ont été Zurich et Genève. Genève et Zurich nous auront
servi d'exemple. D'autres mouvements ont pris corps ailleurs, d'autres heurts se sont
produits, notamment au Tessin (occupation de l'Ecole normale de Locarno, bagarre à
Bellinzone, actes isolés de vandales anarchistes), à Lausanne (manifestations,
barbouillages), et à Berne (bataille rangée entre la police et les manifestants devant
l'Ambassade d'URSS le 22 août), où ils dépassèrent le cadre propre aux revendications
de la jeunesse. Le mai genevois et le juin zurichois, s'ils présentent des analogies,
diffèrent cependant beaucoup. Le mouvement genevois partait sur une base large, avec
des appuis dans les groupements politiques de gauche ; il s'est développé de façon
autonome, jusqu'aux limites de ce que l'autorité avait clairement indiqué qu'elle
tolérerait. À Zurich, où l'autorité s'est montrée hésitante au début, et où la
contestation a surtout été le fait d'un petit groupe organisé et préparé sur le plan
technique, la violence a été plus forte et a laissé un malaise général durable. La gauche
ralliée au Parti du Travail a condamné ces mouvements, malgré la participation d'un
député de ce parti aux manifestations zurichoises. A Genève, le Parti socialiste,
minoritaire, a soutenu les contestations, mais ailleurs, comme celle prononcée par tous
les autres mouvements politiques, sa condamnation de l'insurrection a été sans appel. 8

Im Jahr 2010 fanden 14 Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten statt. An
zwei Kundgebungen nahmen mehr als 5000 Personen teil. Im März demonstrierten rund
6000 Personen auf dem Bundesplatz für die Gleichstellung der Geschlechter und im
April unterstützten rund 5000 Personen die Solidaritätskundgebung für Tibet in Zürich.
In Bern fanden acht Grossdemonstrationen statt, in Genf und Zürich je zwei, in Freiburg
und in Gösgen je eine. Im Gegensatz zum Vorjahr, als bei 25 Grossdemonstrationen
mehrheitlich aussenpolitische Fragen bewegt hatten, standen 2010 vermehrt
spezifische Interessen einzelner Gruppen im Vordergrund: neben Gleichstellungsfragen
waren etwa Proteste von Wirten gegen die Mehrwertsteuer, von Lehrern für bessere
Arbeitsbedingungen, von Postangestellten gegen Poststellenabbau und Rationalisierung,
von Jugendlichen für Genfer Konzertlokale oder von Velofahrern gegen den
Autoverkehr Gründe für die Protestaktionen. Darüber hinaus bewegten
Solidaritätskundgebungen für verfolgte Christen und für Ausländer, darunter die
Protestdemonstration gegen die Annahme der Ausschaffungsinitiative. In Gösgen
demonstrierten rund 4000 Personen gegen das AKW und in Bern nahmen etwa 1000
Linksautonome am antifaschistischen Abendspaziergang teil. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN
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Am 11. März fand in Mühleberg die dritte Manifestation „Menschenstrom gegen Atom“
statt. Tausend Menschen forderten friedlich die sofortige Abschaltung der AKW
Mühlenberg und Beznau. Ebenfalls im März demonstrierten in der Bundeshauptstadt
4000 Physiotherapeuten für höhere Leistungstarife, welche seit vierzehn Jahren nicht
mehr angepasst worden sind. Für bessere Arbeitsbedingungen demonstrierten auch die
St. Galler Volksschullehrer. Am 12. Dezember forderten 15'000 Lehrerinnen und Lehrer
weniger Arbeitsaufwand für Lehrkräfte. In Bern fand unter dem Namen „Tanz dich frei“
in der Nacht auf den 4. Juni die grösste Jugenddemonstration seit 25 Jahren statt.
Rund 10'000 Jugendliche nahmen am via Facebook organisierten, unbewilligten, aber
tolerierten Anlass teil, um gegen die Trägheit des Berner Nachtlebens zu
demonstrieren. Am 23. Juni fand in Bern ein Protestzug von rund 5000 Personen gegen
die Verschärfung des Asylrechts statt. Der Anlass war eine Antwort auf die vom
Nationalrat gutgeheissene Revision des Asylrechts, nach welcher Asylsuchende nur
noch Not- statt Sozialhilfe beziehen können. Im August haben in Bern gegen 1000
Personen für die Rechte von Nicht-Heterosexuellen demonstriert. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.12.2012
NADJA ACKERMANN

Kriminalität

Immer mehr wird auch in der Schweiz die wachsende Kriminalität zu einem Problem.
Eine Untersuchung zeigte zwar, dass relativ zur Bevölkerungszahl die Gesamtzahl der
Delikte seit 1982 nur wenig zugenommen hat. Wesentlich stärker zugenommen (+20
Prozent), haben hingegen die sogenannten Gewaltdelikte (Tötung, Körperverletzung,
Raub etc.). Weit überdurchschnittlich fiel dieser Anstieg in den grossen Städten aus,
was dazu führte, dass, in Relation zur Bevölkerungszahl, die Häufigkeit von
Gewaltdelikten in Zürich sechsmal und in Basel, Genf und Bern drei- bis viermal grösser
ist als im Landesmittel. Im Kanton Zürich ging 1992 die Gesamtzahl der Delikte zwar um
über 10 Prozent zurück, die Zahl der Raubüberfälle und der Delikte gegen Leib und
Leben nahm aber weiter massiv zu. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.11.1992
HANS HIRTER

Aus der schweizerischen Kriminalstatistik ist bekannt, dass unter den Verurteilten die
Ausländer überproportional stark vertreten sind. So beträgt ihr Anteil bei den
Gewaltdelikten rund 45 Prozent. Ein guter Teil dieser Ausländer ist aber gar nicht in der
Schweiz wohnhaft. Gemäss einer Auswertung des Bundesamtes für Statistik betrug der
Anteil dieser Gruppe am Total aller verurteilten Straftäter im Mittel der Jahre 1987 bis
1991 bei Mord 24 Prozent und bei anderen Gewaltdelikten mehr als 10 Prozent; bei den
Verurteilungen wegen Drogenhandel handelte es sich sogar bei jedem Dritten um einen
nicht in der Schweiz wohnenden Ausländer. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.03.1993
HANS HIRTER

Erstmals seit 1988 ist 1992 die Gesamtheit der bei der Polizei angezeigten Verbrechen
und Vergehen wieder zurückgegangen. Ausschlaggebend für diese Entwicklung war eine
Abnahme bei den gemeldeten Diebstählen; die angezeigten Gewaltdelikte wie Raub
oder Körperverletzung nahmen jedoch weiterhin zu. Die wachsende Angst eines Teils
der Bevölkerung, Opfer eines Verbrechens zu werden, liess die öffentliche resp. die
innere Sicherheit auch zu einem wichtigen politischen Thema werden. Nach einer recht
emotionalen Debatte im Sommer präsentierten im Oktober sowohl die FDP als auch die
CVP ihre Thesen und Vorschläge zu dieser Problematik. Bei der Ursachenforschung
vermieden beide Parteien Schuldzuweisungen an politische Gegner oder bestimmte
Bevölkerungsgruppen. Sie machten für die wachsende Kriminalität eher allgemeine
gesellschaftliche Entwicklungen wie zunehmende Anonymität und Wertewandel
verantwortlich. Als Gegenmittel schlugen sie einen Ausbau der Strafverfolgungs- und
-vollzugsbehörden vor, was freilich nicht ohne zusätzliches Personal und neue
Strafvollzugsanstalten zu bewerkstelligen wäre. Auch Exponenten der SVP äusserten
sich in ähnlicher Weise. Bundesrat Koller beauftragte eine verwaltungsinterne
Arbeitsgruppe mit der Abklärung der Frage, welche Beiträge das EJPD zur Verbesserung
der Situation leisten kann. Wenig Resonanz fand dieses Thema bei der SP, die zwar
ebenfalls Vollzugsprobleme konstatierte, sonst aber den Verdacht äusserte, dass dieses
Thema von den bürgerlichen Parteien hochgespielt werde, um von den wirtschaftlichen
Problemen abzulenken und um Wählerstimmen zu erobern. Zumindest im lokalen
Rahmen wurde ihre Anschuldigung bestätigt, als die Zürcher SVP in Wahlkampfinseraten
die «Linken und Netten» für die zunehmende Kriminalität verantwortlich machte. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.12.1993
HANS HIRTER
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Gestützt auf die Kriminalstatistik des Kantons Zürich konstatierte der Soziologe Manuel
Eisner eine massive Zunahme der von Jugendlichen begangenen Gewaltdelikte (Delikte
gegen Leib und Leben, Raub, Vergewaltigung, sexuelle Nötigung), während die Zahl der
wegen Eigentumsdelikten Registrierten nahezu stabil blieb. Der Anteil der
ausländischen Jugendlichen an den wegen Gewaltdelikten Verdächtigten hat sich bis
1997 auf 71 Prozent erhöht, wobei die Zunahme fast ausschliesslich auf des Konto von
Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien und aus Albanien geht. Aus diesen beiden
Ländern stammten 1997 33 Prozent aller wegen Gewaltdelikten registrierten
Jugendlichen. Der stark gestiegene Ausländeranteil in der Kriminalstatistik (1997
machten sie gesamtschweizerisch 51.5 Prozent der ermittelten Straftäter aus) führte zu
Forderungen nach strengeren Massnahmen gegen kriminelle Asylbewerber und
Ausländer ohne Aufenthaltsberechtigung. Die Angehörigen dieser beiden Gruppen sind
massgeblich verantwortlich für den Anstieg des Ausländeranteils unter den Straftätern,
können aber oft wegen fehlender Papiere oder wegen laufender Asylgesuche nicht
ausgewiesen werden. Die schweizerische Vereinigung der Staatsanwälte und
Untersuchungsrichter forderte an ihrer Delegiertenversammlung gesetzliche
Grundlagen, um diese Personen bis zum Vollzug der Ausweisung zu internieren. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.10.1998
HANS HIRTER

Ende 2010 legte das BFS zum zweiten Mal den Jahresbericht der polizeilichen
Kriminalstatistik vor, der dank der einheitlichen Erfassung aller Kantone vergleichbare
detaillierte Aussagen zulässt. Gemäss Bericht wurden im Jahr 2010 429'324 Fälle mit
656'858 Straftaten gemeldet. Damit ging die Anzahl angezeigter Straftaten im Vergleich
zum Vorjahr um 2% zurück. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Am 25. März publizierte das Bundesamt für Statistik (BfS) die polizeiliche
Kriminalstatistik 2012. Insgesamt wurden im Vergleich zum Vorjahr 8,2 Prozent mehr
Straftaten registriert. Der Befund einer verstärkten Zunahme der Kriminalität
insbesondere bei Diebstählen (plus 11%), schweren Körperverletzungen (plus 23%),
Gewalt und Drohungen gegen Beamten (plus 17%), Raubfällen (plus 16%), Nötigung (plus
12%), häusliche Gewalt (plus 6%) und Widerhandlungen gegen das Ausländergesetz (plus
15%) provozierte ein grosses Medienecho. Weitgehend stabil blieb die Anzahl Tötungs-
und Drogendelikte. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.03.2013
NADJA ACKERMANN

Die Kriminalstatistik, die seit 2009 vom Bundesamt für Statistik (BfS) veröffentlicht
wird, wies für das Jahr 2013 bei den verzeigten Straftaten insgesamt einen Rückgang
von 3,3% aus. Während die Straftaten gegen das Betäubungsmittelgesetz (+5%, v.a.
Drogenkonsum) und gegen das Ausländergesetz (+14%, v.a. illegale Einreisen) zunahmen,
war im zahlenmässig wichtigsten Bereich – den Straftaten gegen das Strafgesetzbuch
(79% der Straftaten) – eine Abnahme von 6% zu verzeichnen. Hier gab es deutlich
weniger Fälle von Diebstahl (-8%), während aufgrund des „Tatmittels Internet“ die Fälle
von Betrug bzw. Erpressung signifikant anstiegen (+67%).  Bei Betrachtung der
demografischen Verteilung fiel auf, dass sich der Trend eines Rückgangs der
Beschuldigtenzahl bei Minderjährigen (-6,7%) und jungen Erwachsenen (-6,8%)
fortsetzte. Ebenfalls war die Zahl der Beschuldigten aus dem Asylbereich rückläufig (-
22,9%). Aus geografischer Perspektive wurde ersichtlich, dass insbesondere die
Grenzkantone zu Italien und Frankreich mit höherer Kriminalität zu kämpfen hatten,
was auf den florierenden Kriminaltourismus zurückzuführen ist. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.03.2014
NADJA ACKERMANN

Die jährlich erscheinende Kriminalstatistik des BFS wies für das Jahr 2014 mit 41
vollendeten Tötungsdelikten den tiefsten Wert seit 30 Jahren auf. Im Vergleich zum
Vorjahr war die Zahl der vollendeten Tötungsdelikte um 29 Prozent gesunken, während
die Aufklärungsquote um rund 2 Prozent gestiegen ist. Über die Hälfte der
Tötungsdelikte geschahen im häuslichen Bereich, rapportierte das BFS.
Die grosse Mehrheit der 526'066 im Jahr 2014 begangenen Delikte gegen das
Strafgesetzbuch bildeten mit einem Anteil von 70 Prozent die Vermögensstraftaten. Der
Rückgang von Straftaten gegen das StGB um 8.5 Prozent gegenüber 2013 ist laut BFS der
Abnahme von Diebstählen (-14.3%, ohne Fahrzeugdiebstähle) zu verdanken. Rückläufig
waren zudem auch Straftaten wie Raub (-25.9%), einfache Körperverletzung (-8.7%) und
Drohung (-7.5%). Bei einigen Tatbeständen des StGB liess sich allerdings eine Zunahme
der Widerhandlungen im Vergleich zum Vorjahr beobachten: 2014 kamen vermehrt
Erpressungen (+19.5%), Urkundenfälschungen (+14.4%) und  Fahrzeugdiebstähle (+8.4%)

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.03.2015
CATALINA SCHMID
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ans Licht. Wie bereits seit einigen Jahren blieben auch 2014 Sexualstraftaten wie
Nötigung (-2.8%), Vergewaltigung (-2.6%) und sexuelle Handlungen mit Kindern (-2.3%)
ziemlich konstant. 
Weiter war eine Abnahme der Verstösse gegen das Betäubungsmittelgesetz (-16.8%)
sowie das Ausländergesetz (-4.7%) zu verzeichnen. Der Rückgang der Delikte gegen das
Betäubungsmittelgesetz – insbesondere bei der Sicherstellung von Betäubungsmitteln
(-23.0%) und beim Konsum (-18.1%) zu beobachten – sei laut BFS auf eine
Gesetzesänderung zurückzuführen. Demnach wurde der Konsum von Cannabis seit
Oktober 2013 neu teilweise mit Ordnungsbussen geahndet und nicht mehr zur Anzeige
gebracht. Im Jahr 2014 wurden 14'861 Ordnungsbussen und 22'083 Verzeigungen wegen
Konsum von Hanfprodukten registriert, was einer Abnahme um 28.6 Prozent entspricht.

Mit der Abnahme der Verstösse sank 2014 auch die Zahl der Beschuldigten wegen
Widerhandlungen gegen diese Gesetze. Diese Abnahme zeigte sich insbesondere bei
den in Bezug auf das StGB beschuldigten jungen Erwachsenen (-8.9%) und den
Beschuldigten im Asylbereich (-30.9%). 18

Die polizeiliche Kriminalstatistik (PKS), welche seit 2009 in revidierter Form jährlich
erscheint, stellte im Jahr 2015 nach einem erneuten Rückgang um 7.3 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr den tiefsten Stand der Widerhandlungen gegen das StGB seit der
Revision der Statistik fest. Mit einem Anteil von knapp 69 Prozent machten auch 2015
die Vermögensstraftaten den Grossteil aller Straftaten gegen das StGB aus. Dass das
unter den Überbegriff Vermögensstraftaten fallende Delikt des Diebstahls mit all seinen
Unterkategorien wie Einbruch-, Taschen- oder Fahrzeugdiebstahl 2015 rückläufig war (-
11.9%), spiegle sich folglich in den Gesamtzahlen wieder, so das BFS. Insbesondere bei
den Einbruchdiebstählen war im Vorjahresvergleich mit 19 Prozent ein Rekordminus zu
beobachten. Auch die Zahl der Einschleichdiebstähle war 2015 um 11 Prozent
zurückgegangen. Diese Entwicklungen seien auf die bessere Sensibilisierung der
Bevölkerung, die verstärkte Polizeipräsenz sowie den weiterhin sinkenden Goldpreis
zurückzuführen, so die Einschätzung des emeritierten Strafrechtsprofessors Martin
Killias in einem Interview mit dem St. Galler Tagblatt. Es gab 2015 allerdings auch
Tatbestände, bei welchen eine Zunahme der Widerhandlungen gegen das StGB zu
beobachten war; namentlich Betrugsfälle und Fälle von Veruntreuung nahmen im
Vergleich zu 2014 um rund 24 Prozent zu. 
Nachdem die Zahl der vollendeten Tötungsdelikte ein Jahr zuvor ein Rekordtief erreicht
hatte, stieg diese 2015 erneut an (2014: 41; 2015: 57), dies insbesondere im häuslichen
Bereich (+57%). Auch Gewalt und Drohung gegen Beamte war von 2567 auf 2808 Fälle
(+9.4%) angestiegen. Wie der Sonntags-Blick schrieb, sei insbesondere eine Zunahme
von Beschimpfungen und damit eine Abnahme des Respekts gegen Amtspersonen zu
beobachten.
Eine Neuerung in der Kriminalstatistik 2015 war die Berechnung von Häufigkeitszahlen
für eine Auswahl von Gewalt- und Vermögensstraftaten in Kantonen und Städten mit
mehr als 30'000 Einwohnerinnen und Einwohnern. So waren im Jahr 2015, was
Gewaltstraftaten anbelangt, Freiburg, Basel und Biel die «gefährlichsten Städte», wie
der «Blick» folgerte. Die «sichersten Städte» waren hingegen Köniz, Thun und Chur. Die
Gefahr von Einbruch- und Einschleichdiebstählen war in Neuenburg, Genf und
Lausanne am grössten. Während in Neuenburg die Zahl gegenüber 2014 zugenommen
hatte, waren die Zahlen der beiden letzten Städte rückläufig. Am wenigsten Einbruch-
und Einschleichdiebstähle wiesen 2015 Uster, Lugano und Schaffhausen auf.  
Straftaten im Zusammenhang mit dem BetmG (+6.3%) verbuchten 2015 einen Anstieg
gegenüber dem Vorjahr. Die Tatbestände der Sicherstellung (+7.5%), des Schmuggels
(+122.4%) sowie des Anbaus und der Herstellung von Betäubungsmitteln (+45.0%),
hatten 2015 im Vergleich zum Vorjahr allesamt zugenommen. Während der Konsum
stabil geblieben war, war eine leichte Abnahme des Handels mit Betäubungsmitteln
festzustellen (-4.6%). 
Nachdem die Zahl der Widerhandlungen gegen das AuG 2014 rückläufig gewesen war,
nahm sie 2015 wieder zu (+6.7%). Diese Entwicklung sei auf die Zunahme der
rechtswidrigen Ein- und Ausreise sowie des rechtswidrigen Aufenthalts (+10.7%)
zurückzuführen, schloss das BFS in seinem Bericht.
Auch 2015 war die Zahl der Beschuldigten im Zusammenhang mit dem StGB gesunken.
In Bezug auf die Altersgruppen  zeigte sich dies vorwiegend in einem erneuten
Rückgang der Zahl von minderjährigen Beschuldigten (-10.5%). Dies sei auf veränderte
Lebensgewohnheiten zurückzuführen; Jugendliche sässen heutzutage viel häufiger vor
dem Computer, so Killias im St.Galler Tagblatt. Auch bei den jungen Erwachsenen (18-
bis 24-Jährige; -3.8%) sowie bei den übrigen Altersgruppen waren die Werte rückläufig;
bei Ersterer handelte es sich sogar um den tiefsten Wert seit der Statistikrevision 2009.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.03.2016
CATALINA SCHMID
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Dieselbe Aussage traf das BFS zudem auch für die Zahl von Beschuldigten aus dem
Asylbereich (-18.7%). 19

Die Kriminalstatistik verzeichnete 2016 einen erneuten Rückgang der Straftaten gegen
das StGB (-4.1%). Insbesondere bei den Einbrüchen war wie bereits auch 2015 erneut
eine Abnahme zu beobachten (-11.0%). Auch bei anderen Formen von Diebstahl stellte
das BFS rückläufige Tendenzen fest (-9%; ohne Fahrzeuge). Eine «generell[e]
Hochkonjunktur» hatten 2016 hingegen die Straftatbestände Verleumdung (+16.5%)
sowie Beschimpfung und üble Nachrede (+4.0%), wie das St. Galler Tagblatt schrieb.
Zugenommen hatten 2016 auch Gewaltstraftaten (+3.6%), was laut der Solothurner
Zeitung insbesondere auf die Zunahme von Vergewaltigungen (+11%) und versuchten
Tötungsdelikten (+33%) zurückzuführen war. Bei insgesamt 45 vollendeten
Tötungsdelikten, welche im Gegensatz zu den versuchten Tötungsdelikten im Vergleich
zum Vorjahr abgenommen (2015: 54; -21.0%) hatten, starben 19 Personen durch
häusliche Gewalt – 18 davon waren weiblichen Geschlechts. Anders formuliert starb
2016 in der Schweiz alle drei Wochen eine Frau durch häusliche Gewalt, berichtete das
BFS den Medien. Wie der Kriminologe Olivier Guéniat im Gespräch mit Le Matin
Dimanche einschätzte, sei dies aufgrund der hohen Dunkelziffer im Bereich der
häuslichen Gewalt wohl nur «die Spitze des Eisbergs». 
Nachdem Widerhandlungen gegen das BetmG im Vorjahr zugenommen hatten, waren
sie 2016 insgesamt wieder leicht rückläufig (-3.3%). Dies zeigte sich sowohl bei den
markanten Rückgängen im Schmuggel (-52.2%) und beim Anbau und der Herstellung (-
42.7%) als auch schwächer beim Besitz von Betäubungsmitteln (-1.8%). Während der
Handel im Vergleich zum Vorjahr konstant geblieben war, nahm der Konsum von
Betäubungsmitteln, welcher knapp die Hälfte der Straftaten gegen das BetmG
ausmachte, um knapp 2 Prozent zu. 
Auch bei den Straftaten gegen das AuG war 2016 ein leichter Rückgang (-0.7%) zu
beobachten. Dieser manifestierte sich vorwiegend bei der illegalen Einreise mit
unrechtmässigem Aufenthalt in der Schweiz (-5.2%) und bei der Ausübung einer
illegalen Erwerbstätigkeit (-1.6%). Konstant blieben die Zahlen hingegen bei der
Erleichterung einer illegalen Einreise, beim unrechtmässigen Aufenthalt und bei der
Irreführung der Rechtspflege. Eine Zunahme war 2016 bei der Missachtung der Ein-
/Ausgrenzung (+48.4%) und bei der Verletzung der An- und Abmeldepflicht (+18.4%) zu
verzeichnen.
Obwohl die Straftaten gegen das StGB insgesamt rückläufig waren, nahm die Zahl der
wegen einer Widerhandlung gegen das StGB beschuldigten Personen um 1.5 Prozent zu.
Bei Betrachtung der Altersverteilung der Beschuldigten fällt auf, dass sowohl die Zahl
der beschuldigten Minderjährigen (-1.4%) als auch die Zahl der beschuldigten jungen
Erwachsenen (-0.3%; 18-bis 24-Jährige) erneut rückläufig waren und seit 2009 einen
Tiefststand erreichten. Bei den übrigen Erwachsenen war ein Zuwachs um 2.4 Prozent
zu beobachten. Ebenfalls zugenommen hatte 2016 – erstmals in drei Jahren – die Zahl
der beschuldigten Personen aus dem Asylbereich (+34.3%). 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.03.2017
CATALINA SCHMID

Die Zahl der Straftaten in der Schweiz nimmt laut PKS seit 2012 kontinuierlich ab. Dieser
Trend zeigte sich auch in der Kriminalstatistik 2017: Die verzeigten Straftaten gegen das
StGB (-6.1%), das BetmG (-3.8%) und das AuG (-9.1%) waren im Vergleich zum Vorjahr
zurückgegangen und erreichten die niedrigsten Werte seit der Statistik-Revision 2009.
Die meisten Straftaten registrierte das BFS im Kanton Zürich und die wenigsten in
Appenzell Innerrhoden, wie die Appenzeller Zeitung berichtete.
Wie auch schon in den Jahren zuvor machten 2017 Vermögensstraftaten den grössten
Anteil an Widerhandlungen gegen das StGB aus, wobei auch diese im Vergleich zu 2016
ein Minus von 6.1 Prozent verzeichneten. Dies ergibt sich insbesondere aus der
Abnahme von Diebstählen (-7%; ohne Fahrzeuge), Betrügen (-16%) und Erpressungen (-
26%). Hingegen nahmen verschiedene Cyberdelikte wie der betrügerische Missbrauch
von Datenverarbeitungsanlagen (+3.5%), die unrechtmässige Aneignung (+3.6%) und die
unbefugte Datenbeschaffung (+9%) zu. Abgenommen hatte 2017 auch die Zahl der
Straftaten gegen die sexuelle Integrität (-5.1%). Dieser Rückgang zeigte sich
insbesondere bei der unzulässigen Ausübung der Prostitution (-22.2%) und den
sexuellen Handlungen mit Kindern (-14.3%). Die Zahl der Anzeigen wegen
Vergewaltigungen und Pornografie waren 2017 allerdings um 31 (+5.3%)
beziehungsweise um 218 (+17%) Fälle angestiegen. Eine weitere Entwicklung, die sich im
Jahr 2017 fortsetzte, war die zunehmende Gewalt und Drohung gegen Beamte (+12%),
wobei gemäss Weltwoche insbesondere die Polizei betroffen sei. Diese Beobachtung
sei laut Tages-Anzeiger auf zwei Gründe zurückzuführen: Einerseits habe die Zahl der

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.03.2018
CATALINA SCHMID
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Drohungen und Gewaltanwendungen (sowie insbesondere deren Intensität) tatsächlich
zugenommen, andererseits liege ihr auch eine Veränderung im Anzeigeverhalten von
Beamten zugrunde. Kantone ermutigten ihre Polizisten und Polizistinnen verstärkt dazu,
Gewalt und Drohungen zur Anzeige zu bringen, was sich in höheren Zahlen in der
Kriminalstatistik niederschlage. Eine Befragung von St. Galler Polizisten und
Polizistinnen habe zudem ergeben, dass die Häufigkeit von Straftaten gegen Beamte
tendenziell steige. Die Problematik sei bereits in Form einer Motion Flückiger-Bäni (svp,
AG; Mo. 16.3547) auf die politische Agenda gelangt.
Die Zahl der wegen einer Widerhandlung gegen das StGB Beschuldigten blieb 2017
anders als in den Vorjahren konstant (-0.1%). Während bei den jungen Erwachsenen (18
bis 24 Jahre) eine Abnahme um 3.2 Prozent zu beobachten war, liess sich bei den
Erwachsenen über 25 Jahre keine Veränderung feststellen. Die grösste Veränderung
registrierte das BFS bei den beschuldigten Minderjährigen: Mit einer Zunahme von 8.3
Prozent war diese Zahl zum ersten Mal seit sieben Jahren wieder angestiegen. 21

Eine knappe Mehrheit von 97 zu 94 Nationalratsmitgliedern unterstützte in der
Herbstsession 2019 das Anliegen einer Motion Quadranti (bdp, ZH), dass der Bund
«hate crimes» aufgrund der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität, des
Geschlechtsausdrucks oder von Geschlechtsmerkmalen statistisch erfassen sollte.
Solche Daten böten die Grundlage zur Problemlösung und könnten Ansatzpunkte für die
Prävention aufzeigen, argumentierte Quadranti. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der
Motion beantragt. Er befürchtete eine ungenügende Datenqualität, denn die Angabe
des Tatmotivs erfolge in der polizeilichen Kriminalstatistik nur auf freiwilliger Basis. Mit
der Einführung eines Straftatbestands für Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung würde die Erfassung in der polizeilichen Kriminalstatistik – wie für alle
Straftatbestände des StGB – ohnehin obligatorisch werden. Im Falle der Ablehnung
anlässlich des bevorstehenden Referendums könnte sich der Bundesrat hingegen eher
Umfragen bei den betroffenen Gruppen vorstellen, erklärte Innenminister Alain Berset,
von denen er sich aussagekräftigere Resultate verspreche als von der Erfassung durch
die Polizei. Die grosse Kammer folgte indes mehrheitlich dem Aufruf Quadrantis, einen
Schritt zu tun, um die «Problemdimension sichtbar» zu machen. 22

MOTION
DATUM: 26.09.2019
KARIN FRICK

Die schweizweite statistische Erfassung von «hate crimes» aufgrund der sexuellen
Orientierung, der Geschlechtsidentität, des Geschlechtsausdrucks oder von
Geschlechtsmerkmalen könnte Ansatzpunkte für die Prävention aufzeigen und würde
generell die Diskriminierung dieser Gruppe thematisieren, argumentierte die
ständerätliche WBK, die ihrem Rat die Annahme der entsprechenden Motion Quadranti
(bdp, ZH) beantragte. In der Frühjahrssession 2020 folgte die Ratsmehrheit jedoch
einem Einzelantrag Hefti (fdp, GL) und lehnte den Vorstoss mit 21 zu 18 Stimmen bei
einer Enthaltung ab. Die Gegnerschaft der Motion erachtete die geforderte Statistik in
der vorgeschlagenen Form im Hinblick auf die Datenqualität als problematisch, da sie
aus Polizeirapporten zusammengestellt würde und nicht wie die polizeiliche
Kriminalstatistik aus Anzeigen aufgrund des Strafgesetzbuches. Innenminister Alain
Berset versicherte, der Bundesrat werde beim Thema «hate crimes» nicht untätig
bleiben, und wies darauf hin, dass es der in der Volksabstimmung vom Februar 2020
angenommene Artikel 262bis StGB (Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung) möglich mache, auch diesen Tatbestand in der polizeilichen
Kriminalstatistik zu erfassen. Dies war zum Zeitpunkt der Einreichung der Motion noch
nicht möglich gewesen, weswegen die Motion eine Statistik basierend auf
Polizeirapporten vorgeschlagen hatte. 23

MOTION
DATUM: 10.03.2020
KARIN FRICK
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Polizei

Während die Jugendunruhen die kommunalen und kantonalen Polizeikräfte in den
Grossstädten in Atem hielten, wurden die Bemühungen um eine Verstärkung der
interkantonalen polizeilichen Zusammenarbeit fortgesetzt. Das von den
zentralschweizerischen Kantonen vorbereitete Konkordat, dem bereits im Vorjahr vier
Stände beigetreten waren, wurde im März mit der Genehmigung durch den Bundesrat
rechtskräftig. Im Juni entschieden die Stimmbürger auch in Luzern für eine Beteiligung.
Das Projekt eines KIS blieb weiter umstritten. In verschiedenen Kantonen waren
Bestrebungen wirksam, den Entscheid über die Mitarbeit in die Kompetenz des
Parlaments oder des Volkes zu stellen. So hob der Landrat von Baselland seine im
Vorjahr gegebene Zustimmung zum Beitritt wieder auf und machte für einen solchen
die Genehmigung durch die Stimmbürger sowie den Erlass eines kantonalen
Datengesetzes zur Bedingung. Während der Zürcher Polizeidirektor die Frage der
Zuständigkeit offenliess,  anerkannte der Waadtländer Grosse Rat die Kompetenz der
Regierung. Der Bundesrat erklärte dagegen die Einführung des KIS als eine
Verwaltungsangelegenheit und anerkannte nur für die Finanzierung eine Zuständigkeit
des Parlaments. Die Inbetriebnahme sah er für die Mitte der 80er Jahre vor; für den
erforderlichen Datenschutz stellte der Chef des EJPD bereits auf 1982
Gesetzesvorlagen in Aussicht. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1980
PETER GILG

Der Nationalrat überwies in Postulatsform eine Motion seiner Sicherheitspolitischen
Kommission, welche Massnahmen des Bundes zur Verbesserung der Polizeiarbeit
vorschlägt. Erwähnt werden im Text insbesondere eine Harmonisierung der
technischen Mittel (Funknetze, EDV-Systeme) und die Schaffung einer einheitlichen
und auf die Bedürfnisse der Polizei ausgerichteten Kriminalstatistik. Ähnliche
Unterstützung des Bundes bei der Verbesserung der Zusammenarbeit verlangte eine
Motion der SVP-Fraktion speziell für die kantonalen Verkehrspolizeikorps. Der
Nationalrat überwies den Vorstoss ebenfalls in Postulatsform. Im Rahmen der
parlamentarischen Debatte über die Proteste von Kurden gegen die Verhaftung des
PKK-Führers Öcalan stellte die FDP-Fraktion in einer Interpellation die Frage, ob nicht
die Schaffung einer Bundessicherheitspolizei ins Auge gefasst werden müsste.
Bundesrat Koller reagierte in seiner Antwort darauf ausweichend. 25

ANDERES
DATUM: 17.03.1999
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Klimapolitik

Des milliers de gymnasiens, d'universitaires et d'apprentis sont descendus dans les rues
des principales villes pour exprimer leur inquiétude pour le climat. Sur les pancartes
figuraient des revendications comme la sortie des énergies fossiles, zéro émission de
gaz à effet de serre d'ici 2030 ou la proclamation d'un état d'urgence climatique
national. La démarche a été saluée par la collégienne suédoise Greta Thunberg, visage
de la lutte contre le réchauffement climatique. L'écologiste s'était exprimée lors de la
COP24 et a prononcé un discours lors de la dernière édition du WEF. Le 2 février, la
manifestation s'est répétée, cette fois en dehors des heures de cours. Le mouvement
s'organise et se structure peu à peu. Des groupes de jeunes rencontrent les autorités et
leur fournissent des idées pour lutter contre le réchauffement climatique. Le 15 mars,
une nouvelle «grève pour le climat» est prévue, dans une quarantaine de pays. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.01.2019
DIANE PORCELLANA
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die ausführliche Debatte, welche der Nationalrat in der Wintersession zum Thema der
Jugendpolitik und insbesondere dem Problem der Gewaltbereitschaft von Jugendlichen
durchführte (siehe unten), richtete ihr Augenmerk auch auf verstärkte
Integrationsanstrengungen der ersten und zweiten Einwanderergeneration. Zum
Auftakt wollte die SVP-Fraktion den Bundesrat verpflichten, in den Kriminalstatistiken
des Bundes in Zukunft auch das Herkunftsland des Täters aufzuführen. Der Bundesrat
war bereit, die Motion entgegen zu nehmen, war aber der Auffassung, neben der
Nationalität sollte auch der Aufenthaltsstatus kommuniziert werden. Der Vorstoss
wurde von Abgeordneten aus dem links-grünen Lager bekämpft und mit 108 zu 76
Stimmen angenommen. Eine Motion Wobmann (svp, SO) (Mo. 06.3140), die verlangte,
dass Täter statistisch nicht nur nach Schweizern und Ausländern unterschieden,
sondern auch nach Nationalität und Datum einer allfällig erfolgten Einbürgerung erfasst
werden, wurde hingegen auf Antrag des Bundesrates mit 116 zu 67 Stimmen abgelehnt.
Der Bundesrat legte dar, zu den Voraussetzungen für eine Einbürgerung gehöre, dass
gegen den Antragssteller keine ungelöschten Vorstrafen oder hängigen
Strafuntersuchungen vorliegen. Sei die Einbürgerung aber erfolgt, so sei der
Betreffende Schweizer Bürger und müsse auch in der Statistik als solcher behandelt
werden. 27

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Nationalrat eine Motion der SVP-Fraktion angenommen, welche
den Bundesrat beauftragt, in den Kriminalstatistiken des Bundes in Zukunft auch das
Herkunftsland des Täters aufzuführen. Der Ständerat stimmte ebenfalls zu. Bundesrätin
Widmer-Schlumpf erläuterte in diesem Zusammenhang noch einmal die Haltung des
Bundesrates, wonach die Herkunft nur bei Ausländern und nicht bei Eingebürgerten
erhoben wird. 28

MOTION
DATUM: 29.09.2008
MARIANNE BENTELI

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Le Conseil national a rejeté unanimement en septembre 2019 un postulat Steinemann
qui demandait la collecte de données sur la violence à l'égard des femmes. 
Le Conseil fédéral s'y était opposé, arguant que ces statistiques existaient déjà, dans les
recensements concernant les violences et homicides domestiques. De plus, l'OFS mène
en ce moment une enquête supplémentaire dans le cadre de la mise en œuvre de la
Convention d'Istanbul, qui sera publiée en 2025. 29

MOTION
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

En Suisse, une femme meurt en moyenne toutes les deux semaines, victime de
féminicide, majoritairement dans le cadre domestique. En 2018, on dénombrait 28
victimes, et 51 survivantes de tentative de féminicide. Maya Graf, dans son postulat
«Stop aux féminicides dans le contexte domestique en Suisse» demande un rapport
sur les causes et  une liste de mesures pour mettre fin à ce phénomène. 
Dans le cadre de la mise en œuvre de la Convention d'Istanbul, le Conseil fédéral avait
déjà mandaté l'OFS et le BFEG pour l'élaboration d'un rapport sur les violences
domestiques, il a donc recommandé l'adoption du postulat, qui a été accepté
unanimement par le Conseil national en septembre 2019. 30

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD
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Kinder- und Jugendpolitik

In der Jugendpolitik verloren die Fragen um die Jugendunrast, die seit 1968 im
Vordergrund gestanden hatten, weiterhin sichtlich an Gewicht. Das öffentliche
Interesse beschränkte sich vorwiegend auf verschiedene wissenschaftliche
Untersuchungen, die — mit einigem Verzug — die Jugendrevolte analysierten. So
erschienen, als Ergebnisse eines vom Zürcher Stadtrat 1970 in Auftrag gegebenen
interdisziplinären Projekts, zwei weitere Arbeiten, die sich mit den volkskundlichen und
den pädagogisch-sozialpsychologischen Aspekten der Jugendunrast befassten. Auch
über die religiösen Randgruppen, die zur Zeit über eine namhafte jugendliche
Anhängerschaft verfügen, wurde eine Untersuchung vorgelegt. Neue und unerwartete
Jugendprobleme ergaben sich durch die Rezession, welche die Ausbildungs- und
Berufschancen zahlreicher Jugendlicher beeinträchtigte und zu Jugendarbeitslosigkeit
führte. Dieser beunruhigenden Erscheinung, die freilich im internationalen Vergleich
noch als keineswegs schwerwiegend bezeichnet werden konnte, begegneten Behörden
und Privatwirtschaft mit verschiedenen Hilfsmassnahmen. Die Bestrebungen zu einer
Aufwertung und Institutionalisierung der schweizerischen Jugendpolitik, wie sie seit
1971 im Gange sind, führten dagegen noch zu keinen konkreten Resultaten (Cf. en 1973
et 1974). Ein Bericht über die Jugendhilfe und Jugendarbeit in der Stadt Zürich wies auf
zahlreiche Lücken und Mängel im Hilfsangebot hin und unterstrich die anhaltende
Überlastung der bestehenden Einrichtungen. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.09.1975
DANIEL SÜRI

L'expérience bernoise de centre autogéré a également fait les frais du durcissement
politique des autorités locales. Suite aux nombreux incidents qui ont émaillé la vie de
l'AJZ situé dans l'ancien manège de la ville, le Conseil municipal a décidé sa fermeture
provisoire et sa mise sous surveillance policière. Dans un ultimatum adressé au groupe
de contact, l'Exécutif avait exigé que le mouvement des jeunes mécontents lui remît
une liste de responsables chargés de gérer le centre et de veiller au maintien de l'ordre.
Ces conditions avaient été jugées inacceptables. Loin de se désorganiser comme à
Zurich, le mouvement a bénéficié d'un large appui chez tout ce que Berne compte
comme structures alternatives. Au cours des manifestations en faveur de la réouverture
de l'AJZ, certains responsables politiques ont vivement stigmatisé l'attitude des forces
de l'ordre (notamment Leni Robert-Bächtold, députée radicale siégeant au Grand
Conseil). 32

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.04.1982
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER

Symbole de la révolte des jeunes Zurichois, l'AJZ de la Limmatstrasse a été rasé lors
d'une opération préparée en secret par les autorités locales. L'autorisation de démolir
délivrée par le Conseil de Ville n'a été rendue publique qu'une fois les travaux
largement entamés. Cette action éclair a été motivée par la décision du comité de
parrainage du centre, constitué des deux Eglises nationales et de Pro Juventute, de
résilier le contrat qui les liait à la municipalité. La situation créée par le trafic et la
consommation de drogues dures ainsi que le recours déposé par l'UDC contre le crédit
que le Conseil synodal de l'Eglise réformée zurichoise entendait allouer chaque année à
l'AJZ ont incité le comité de soutien à renoncer d'assurer la responsabilité du centre. A
l'approche des élections communales, l'opposition politique au maintien de l'AJZ n'a
fait que se renforcer. Les crédits municipaux ont même été provisoirement bloqués, en
attendant le renouvellement des autorités. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.05.1982
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER

Auf Einladung der Kommission tagten im Frühjahr rund 100 Jugenddelegierte,
Sozialarbeiter, Behördenmitglieder sowie Vertreterinnen und Vertreter von
Jugendgremien in Biel, um unter dem Titel "Jugendarbeit auf Sparflamme - ein Spiel
mit dem Feuer?" den heutigen Stand der Jugendarbeit kritisch zu durchleuchten. Sie
bedauerten, dass in wirtschaftlich schwierigen Zeiten der finanzielle Druck zu
drastischen Sparübungen in der Jugendarbeit führe, obgleich allen Fachleuten klar sei,
dass dies - bei zunehmender Jugendarbeitslosigkeit und fehlenden
Zukunftsperspektiven für die jungen Menschen - unwiederbringliche Schäden für die
gesamte Gesellschaft nach sich ziehen werde. Sie forderten deshalb in einem
"Jugendmanifest" eine Verfassungsgrundlage für jugendpolitische Ziele und
Massnahmen sowie ein Rahmengesetz auf Bundesebene, das die Kantone zur
Umsetzung einer griffigeren Jugendpolitik verpflichten soll. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.03.1995
MARIANNE BENTELI
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Die meisten Vorstösse befassten sich in der einen oder anderen Form mit dem in den
letzten Jahren stark thematisierten Problem der Jugendgewalt. Diese Frage nahm
dementsprechend bereits in der allgemeinen Debatte einen breiten Raum ein. Dabei
kam klar zum Ausdruck, dass die Eindämmung der Jugendgewalt eine
Querschnittsaufgabe aller Ebenen (Bund, Kantone, Gemeinden) und Bereiche
(Elternhaus, Schule, Ausländerintegration) ist, dass es einerseits darum geht, auch
repressive Massnahmen ins Auge zu fassen, dass aber andererseits auf dem Gebiet der
Prävention noch zusätzliche Anstrengungen unternommen werden müssen nach dem
Motto „fordern und fördern“, welches schon die Ausgestaltung des neuen
Ausländergesetzes geprägt hatte. Je nach politischer Ausrichtung der Parteien wurde
eher der eine oder der andere Aspekt in den Mittelpunkt gerückt.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wurden auch mehrere Studien zur Gewalttätigkeit von Jugendlichen
veröffentlicht. Eine Untersuchung des Bundesamts für Polizei (FedPol) zeigte, dass es in
der Schweiz rund 500 jugendliche Intensiv- oder Mehrfachtäter gibt. Dabei handelt es
sich um Jugendliche, die eine – je nach Kanton unterschiedliche – Anzahl von
Gewalttaten innerhalb eines definierten Zeitraums begangen haben. Das FedPol
zeichnete in seinem Bericht auch ein Profil dieser Täter, sie sind meist männlich, jünger
als 25 Jahre, stammen mehrheitlich aus bildungsfernen Schichten mit
Migrationshintergrund und leben in problematischen Verhältnissen – in Bezug auf
Familie, Schule, Arbeit und Drogenkonsum. Gemäss einer weiteren Untersuchung,
welche die Universität Zürich im Auftrag des Kantons Sankt Gallen erstellt hat und bei
der 5200 Jugendliche befragt wurden, haben bereits 26% der 15-16-Jährigen
Erfahrungen als Gewalttäter. Bei den selbst deklarierten Delikten handelt es sich um
Körperverletzungen, Gruppenschlägereien, Raub und sexuelle Gewalt. Generell sind die
Täter dreimal häufiger männlich; Jugendliche, die in erster oder zweiter Generation in
der Schweiz leben, üben doppelt so oft Gewaltdelikte aus wie solche ohne
Migrationshintergrund. 35

BERICHT
DATUM: 25.08.2009
ANDREA MOSIMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Anno 1968 wurde die Gärung in der Jugend zu einem Politikum. Bundesrat Celio
brachte in einer Rede in Lausanne das jugendliche Unbehagen mit dem Schwinden des
Wertes erworbener Kenntnisse in einer dynamischen Gesellschaft in Zusammenhang.
In verschiedenen Städten drangen jugendliche Kreise mehr oder weniger ungestüm auf
die Überlassung von gemeindeeigenen Lokalitäten für die Schaffung autonomer
Jugendzentren; nach den Zürcher Sommerkrawallen schritten Verhandlungen und
Vorbereitungen ausser in Zürich namentlich in Biel voran. Im Zusammenhang mit den
Bemühungen um die Jugend steht auch die Vorbereitung eines von der
Landesverteidigung losgelösten Bundesgesetzes über Jugend und Sport (J+S), das
gemäss Antwort von Bundesrat Gnägi auf die Interpellation Cadruvi (k.-chr., GR; Ip.
9913) zunächst einer Verfassungsgrundlage bedarf; über Vorentwürfe zu einer solchen
war ein Vernehmlassungsverfahren im Gange. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.12.1968
PETER GILG

Hochschulen

Im Herbst fanden an den Universitäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und Zürich
Studentenproteste statt. Die Aktivisten an den drei Deutschschweizer Unis besetzten
die Aulas und forderten bessere Lernbedingungen. Der Missmut der Studierenden
richtete sich insbesondere gegen die Bologna-Reform. Sie kritisierten, dass das
Studium immer mehr verschult und auf die Wirtschaft ausgerichtet werde und so
Eliteuniversitäten entstünden. Allerdings wurde das Themenspektrum bald so stark
ausgeweitet, dass die Proteste in einer Universalkritik gipfelten, die mit der Bologna-
Reform nur noch wenig zu tun hatte. Ausserdem fehlte es den Besetzern an Rückhalt,
da die Protestaktionen nur von einem kleinen Teil der Studierenden mitgetragen
wurden und sich auch die studentischen Körperschaften davon distanzierten. 37

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.11.2009
ANDREA MOSIMANN
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Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

ln etlichen Städten führte der akute Mangel an Aufführungs- und Ausstellungsräumen
zu teils heftigen politischen Auseinandersetzungen. Insbesondere klagen die Vertreter
der sogenannten «Alternativkultur» über die im Vergleich zu der etablierten, stark
subventionierten Konzert- und Theaterkultur krasse Benachteiligung durch die
öffentliche Hand. Während diese Auseinandersetzung in Zürich seit der Einrichtung der
«Roten Fabrik» abgeklungen ist und sich in Bern seit der provisorischen Öffnung der
ehemaligen städtischen Reitschule beruhigt hat, führte dieses Jahr in Basel eine
kompromisslose Politik bezüglich der alten Stadtgärtnerei zu einem gereizten Klima
und zu handgreiflichen Auseinandersetzungen. Ein Beschluss des Grossen Rates aus
dem Jahre 1980 verlangte die Errichtung eines Grünparks auf dem Areal der ehemaligen
Stadtgärtnerei. Die Gebäulichkeiten waren jedoch besetzt und für kulturelle Anlässe
benutzt worden, worauf das Hochbauamt als Eigentümer das Areal der
«Interessengemeinschaft Alte Stadtgärtnerei» (IGAS) als Vertreterin der Benützer für
eine befristete Zeit überliess. Mit einer Volksinitiative «Kultur- und Naturpark St.
Johann» sollten nun die alten Gärtnereigebäude der Kultur erhalten bleiben. Die linken
und grünen Parteien sowie der LdU befürworteten die Initiative, die bürgerlichen
Parteien, die DSP und die PdA empfahlen die Ablehnung. Das Volksbegehren wurde
Anfang Mai 1988 mit 56 Prozent Neinstimmen relativ knapp abgelehnt. Zahlreiche –
auch bürgerliche – Organisationen und Einzelpersonen setzten sich darauf weiterhin
für eine Kompromisslösung ein, doch der Grosse Rat drängte die Regierung, den
Volksentscheid in die Tat umzusetzen, was denn auch Ende Juni mit Polizeigewalt
geschah und zu heftigen Krawallen führte. Mehrere Ersatzangebote der Regierung
wurden von der IGAS, teilweise auch von der Regierung selbst, als ungeeignet
angesehen, worauf die «Stadtgärtnerinnen» ein ehemaliges, zum Abbruch
vorgesehenes Kino besetzten und hier trotz einer Strafklage der Eigentümerin erneut
einen funktionierenden Kulturbetrieb einrichteten. 38

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1988
LUZIUS MEYER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Nicht nur zwischen den Parteien kam die Polarisierung zum Ausdruck, sondern da und
dort auch zwischen verschiedenen Richtungen innerhalb einer Partei. Am deutlichsten
war dies in der Sozialdemokratischen Partei (SP) sichtbar. Auf nationaler wie auf
kantonaler Ebene bildeten sich hier politische Sonderformationen, und zwar sowohl auf
der von jüngeren, meist intellektuellen Kreisen geprägten Linken wie auf der
pragmatischeren, stark von gewerkschaftlichen Kräften getragenen Rechten. Bereits im
Februar 1979 hatten sich Exponenten der Linksopposition, hauptsächlich Genfer und
Waadtländer, zu einer «Gruppe Yverdon» (u.a. François Masnata und Georges Peters)
vereinigt. Diese gab ein Jahr später eine «Plattform 80» heraus; darin forderte sie den
Rückzug der Partei aus der Regierungsverantwortung sowie eine Veränderung der
Gesellschaft durch Selbstverwaltung in allen Lebensbereichen und durch
gesellschaftliches Eigentum an den Produktionsmitteln. Umgekehrt entstanden in
Zürich und Basel spezielle Organisationen des rechten Flügels. In beiden Städten hatten
die Jugendunruhen die parteiinterne Spannung verschärft und namentlich zu einem
Streit zwischen der mehr nach links orientierten Parteileitung und den
sozialdemokratischen Vertretern in der Exekutivbehörde geführt, da diese mehr
Gewicht auf die Wahrung der öffentlichen Ordnung legten. Die neuen
Rechtsgruppierungen qualifizierten die Politik der Parteiführung als doktrinär oder
elitär und verwiesen auf die Gefahr eines Rückzugs enttäuschter Mitgliederkreise. Auch
in Genf, wo die Parteientscheidungen mehr und mehr an die wenig stabile
Generalversammlung übergegangen waren, meldete sich gewerkschaftliche Kritik.

Diese inneren Spannungen trugen in einzelnen Kantonen zu Wahlmisserfolgen bei. In
den eidgenössischen Räten dagegen, wo sie sich mit den bürgerlichen
Koalitionspartnern auseinanderzusetzen hatte, trat die SP ziemlich geschlossen auf (z.B.
bei den Verhandlungen zur Rüstungsbeschaffung oder zu den Sparmassnahmen). Der
parteiinterne Entscheidungsprozess wird freilich von den Kontroversen belastet. Zwar
konnte am Landesparteitag, der Ende November in Genf stattfand, in einzelnen Punkten
Einigkeit demonstriert werden, so über die Lancierung einer Initiative für die

ANDERES
DATUM: 31.12.1980
PETER GILG
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Unterstellung der Rüstungskredite unter das Referendum oder über die Schaffung eines
«Solidaritätsfonds für den sozialen Befreiungskampf in der Dritten Welt». Doch für
weitere Initiativprojekte (zur Finanz- und Sozialpolitik) liess sich der Vorstand die
Verantwortung delegieren. Zwei besonders heisse Eisen, die Frage der
Regierungsbeteiligung im Bund und die 1976 in Montreux beschlossene
Programmrevision im Sinn eines «Bruchs mit dem Kapitalismus», wurden vorerst der
Diskussion in den Sektionen zugewiesen. Die Geschäftsleitung hatte mit der
Ausarbeitung eines Programmentwurfs eine ausgesprochen alternativ orientierte
Kommission betraut; deren Konzept, das auf dem Prinzip der Selbstverwaltung beruht
und den bestehenden wirtschaftlichen Machtverhältnissen kaum Rechnung trägt, war
jedoch in den Führungsgremien der SPS auf Bedenken gestossen (vgl. dazu auch die
Diskussionen 1979).

Der Wechsel des sozialdemokratischen Bundesrates Willi Ritschard ins
Finanzdepartement trug für die Partei einstweilen noch wenig Früchte, veranlasste sie
aber zu einer konzilianteren Haltung in der Sparpolitik. Immerhin versagte sie ihre
Unterstützung für den Volksentscheid über den Abbau der Brotverbilligung, indem sie
die Stimme freigab. Zu ernsteren Differenzen schien die im Vorjahr eingereichte
Bankeninitiative Anlass zu geben. Ein Disput zwischen dem interviewfreudigen
Parteipräsidenten Hubacher und dem Chef des EFD über die Frage, ob dieser durch
das Kollegialitätsprinzip zur Bekämpfung des Volksbegehrens verpflichtet wäre, wirkte
freilich verfrüht und verlief deshalb im Sande. Hubacher erklärte, Ritschard habe für
die Bankeninitiative seine Neutralität zugesagt, was von Ritschard dementiert wurde 

In struktureller Hinsicht beschloss die Partei vor allem neue Anstrengungen für die
interne Bildungsarbeit, um die politische Sensibilisierung nicht weiterhin
ausserparteilichen Gruppen zu überlassen. Damit im Zusammenhang wurden die
Mitgliederbeiträge, namentlich für öffentliche Amtsträger, erhöht, anderseits für 1982
eine besondere Werbetätigkeit vorgesehen. Ausserdem kam die Idee einer
gesamtschweizerischen Arbeitnehmerzeitung erneut aufs Tapet. Die von der SPS
herausgegebene Zeitschrift «Profll» erhielt im Herbst eine radikalere Leitung, was
durch die Wiederaufnahme des früheren Titels «Rote Revue» unterstrichen wurde. Die
Redaktion ging von Richard Lienhard an Toya Maissen über. 39

Neben den drei grossen Regierungsparteien, deren Platz im bundespolitischen
Spannungsfeld weitgehend vorgezeichnet ist, bekundet die Schweizerische Volkspartei
(SVP) noch Mühe, ihren Standort zu definieren. So gelang es der Programmkommission
nicht, neben den schon 1977 genehmigten Grundsätzen und den kurzfristigen
Aktionsprogrammen auch eine neue «Parteiphilosophie» ausarbeiten zu lassen. Die
beauftragte Arbeitsgruppe beschränkt sich deshalb einstweilen auf Einzelprobleme. Für
die Praxis legte Parteipräsident Hofmann Wert auf eine über blosse Zusammenarbeit
hinausgehende Gemeinschaft der bürgerlichen Fraktionen der Bundesversammlung. 

Im Kanton Zürich trat die SVP mit besonderer Härte gegenüber den Jugendunruhen
hervor: so verlangte sie die Bekanntgabe der Namen von wiederholt verhafteten
«Randalierern», und in der Hauptstadt forderte sie Stadtpräsident Widmer (ldu) zum
Rücktritt auf. Es konnte deshalb überraschen, dass sich die Berner Stadtpartei auf die
Gemeindewahlen hin links vom Freisinn zu profilieren versuchte.

Im Südjura gelang es, die 1978 eingetretene Spaltung zu überwinden; der militante
Antiseparatist Paul Gehler wurde durch die Wahl zum Ehrenpräsidenten des
Landesteilverbandes versöhnt. 40

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1980
PETER GILG
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Linke und ökologische Parteien

Auch die Revolutionäre marxistische Liga sah sich von der Jugendrevolte
herausgefordert; sie beschloss, deren Politisierung mit einer Initiative für öffentliche
Lehrwerkstätten zu fördern. 
Ausserdem benannte sie sich um in «Sozialistische Arbeiterpartei» (SAP), um eine
direktere Zuwendung zur Arbeiterschaft zu betonen. Unter dem Eindruck der jüngsten
Entwicklungen in Ostasien zerfiel die bisher grösste Gruppe der Maoisten, die
Schweizerische Kommunistische Organisation (SKO), unter scharfer Selbstkritik. 41

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.1980
PETER GILG

Liberale Parteien

Ob der Landesring der Unabhängigen (LdU) seine traditionelle Oppositionsrolle eher in
progressivem oder konservativem Sinne wahrzunehmen habe, blieb kontrovers. Dies
wurde zu Anfang des Jahres durch den Austritt des ehemaligen Nationalrats Walter
Allgöwer unterstrichen, der als Protest gegen die interventionistischen und
umweltschützerischen Bestrebungen in der Partei gemeint war (wenige Monate später
schied der von Krankheit gezeichnete Politiker aus dem Leben).

Die Lancierung einer Initiative gegen das Monopol der Schweizerischen Radio- und
Fernsehgesellschaft (SRG) konnte man als Ausdruck der allgemeinen liberalen Tendenz
des LdU interpretieren; der progressive St. Galler Nationalrat Franz Jaeger drohte aber
mit seinem Rückzug von der Aktion, falls diese, zumal im Blick auf die Behandlung der
Jugendunruhen, zu einer Disziplinierung der Medien benützt werden sollte. 
Durch ihre Exekutivämter in der Stadt Zürich hatten sich gerade Vertreter des
Landesrings exponiert und waren darüber mit den Medien in eine Auseinandersetzung
geraten. Sowohl Stadtpräsident Widmer als der städtische Polizeidirektor Frick gehören
dem LdU an.

Nicht ganz unberührt blieb der LdU vom Auftreten des «Migros-Frühlings» in dem ihm
nahestehenden Grossverteilerunternehmen. Namentlich in der St. Galler Kantonalpartei
regten sich Sympathien für die Oppositionsbewegung. Die Parteileitung sah sich jedoch
zu einer Distanzierung veranlasst, und verschiedene bekannte Persönlichkeiten des
Landesrings, selbst Franz Jaeger, unterstützten die offiziellen Kandidaten für die
Genossenschaftswahlen. Auch die Zürcher Kantonalpartei trat für die offiziellen
Kandidaten ein. 42

ANDERES
DATUM: 25.08.1980
PETER GILG

Konservative und Rechte Parteien

Die von der Aargauer Sektion der AP geforderte Wiedereinführung der Todesstrafe, die
drastische Erhöhung der Strafen für schwere Verbrechen sowie der lebenslängliche
Landesverweis für strafbar gewordene Ausländer blieb nicht ohne Resonanz. Im
November stimmte die Delegiertenversammlung mit 36 zu 5 Stimmen dem Antrag der
Aargauer Kantonalpartei zu, das Parteiprogramm mit einem Kapitel über die
Bekämpfung der Kriminalität zu ergänzen. 43
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